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zur Gesetz-Sammlung für die

HöiiiglitheiipreußischenStaaten.

Bundes-Gesetzblatt
Norddeutschen Bundes.

JIF 21.

(Nr, 303.) Gesetz, betreffend die Wechselstenipelsteuerim NorddeutscheiiBunde. Vom
10. Juni 1869.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Königvon Preußen&c-

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:

Z. 1.

Geo ene und ei ene We el unterliegen im Gebiete des Norddeutschen
Bundes, AusschlußgderHohecicigollernschenLande , einer nach Vorschrift dieses
Gesetzeszu erhebenden,zur BundeskassefließendenAbgabe.

Von der Stempelabgabe befreit bleiben:
»

1) die vom Auslande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande zahl-
baren Wechsel,-

2) die vom Jnlande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande und

Zwarauf Sicht oder spätestensinnerhalb zehn Tagen nach deinTage
er Ausstellungzahlbaren Wechsel, sofern sie vom Aussteller direkt m

das Ausland remittirt werden.

§. 2.

.
Die Stempelabgabewird in folgenden, im Dreißi thalerfußeunter Ein-

theIIUUgdes Thalers in dreißigGroschen berechnetenun nach»der»Summe-
an Welcheder Wechsellautet, abgestuftenSteuersätzenerhoben, namlich:

VVU einer Summe von 50 Rthlrn. oder weni er 1 Sgr.,
-

'
- über 50 - bis 100 Rt lr. -

- -
- -100 - - 200 - z -

- I
- · - - ·

·..-«
·

Und so fort Von jedem ferneren 100 Rthlr. der Summe lz Sgr. mehr, der-

gestalt- daß jedes aUgefangeneHundert für voll gerechnetwird.
»

Bundegiøksetzbr.1869. 32 s. z.

Ausgegebenzu Berlin den l7. Juni 1869.
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Z. 3.

Die zum Zweckder Berechnung der Abgabe vorzunehmendeUmrechnung
der in einer anderen als der Thalerwährung(§. 2«)»ausgedrücktenSummen

erfolgt, soweit der Bundesrath nicht fiir gewisseWahrungen allgemein zum
Grunde zu legendeMittelwerthe festsetztund bekannt macht, nachMaaßgabedes

laufenden Kurses.
§ 4

Für die Entrichtung der Abgabesind der VundeskassesämmtlichePersonen,
welche an dem Umlaufe des Wechselsim BundesgebieteTheil genommen haben,
solidarischverhaftet.

s. 5.

Als Theilnehmer an dem Umlaufe eines Wechsels wird hinsichtlichder

Steuerpflichtigkeit angesehen: der Aussteller, jeder Unterzeichneroder Mit-

unterzeichnereines Acceptes, eines Indossaments oder einer- anderen Wechsel-
erklärung,und Jeder, der für eigene oder fremde Rechnungden Wechselerwirbt,
veräußert, verpfändetoder als Sicherheit annimmt , zur Zahlung prasentirt,
Zahlung darauf empfängtoder leistet, oder MangelsZahlung Protest erheben
läßt, ohne Unterschied, ob der Name oder die Firma auf den Wechselgesetzt
wird oder nicht.

Z. 6.

Die Entrichtung der Stempelabgabe muELerfolgemehe ein inländischer
Wechselvon dem Aussteller, ein ausländischer echselvon dem ersten inlän-
dischenInhaber (§. 5.) aus den Händengegebenwird.

Z. 7.

Dem Aussteller eines inländischenWechsels und dem ersten inländischen

Inhaber
eines ausländischenWechsels ist gestattet, den mit einem mländischen

Jn ossamentnoch nicht versehenenWechsel vor Entrichtung der Stempelabgabe
lediglichzum Zwecke der Annahme zu versenden und zur Annahmezu pressen-
tiren. Der Acceptant eines unversteuerten Wechsels ist verpflichtet,vor der

Rückgabeoder jeder anderweiten Aushändigungdes Wechsels die Bersteuerung
desselbenzu bewirken.

· »

Wird jedochein nicht zum Umlauf im BundesgebtetbestimmtesExemplar
eines in mehreren ExemplarenausgefertigtenWechselszur Emholungdes Acceptesx
benutzt,so bleibt der Acceptant von der Verpflichtung zur Versteuerungbefreit-»
wenn die Rückseitedes acceptirten Exemplars vor der Ruckgabedergestaltdurch-
kreuztwird, daß dadurch die weitere Benutzung desselbenzum Jndossiren ausges-
schlossenwird.

Z. 8.

Wird derselbeWechsel in —mehreren,im Kontexteals Prima, Sekunda,
Tertia u. s. w. bezeichnetenExemplarenausgefertigt,so ist unter diesen dasjenige
zu versteuern,welches zum. Umlaufe bestimmt ist.

§. 9-..

Häkc-
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Z. 9.

AußerdemUnterliegtder Bersteuerungjedes Exemplar, auf welches eine

Wechselerklärung—- mit Ausnahme des Acceptes und der Nothadressen —- ge-
setztist, die nicht auf einem nach Vorschriftdieses Gesetzesversteuerten Exem-
plare sich befindet. Die Persteuerungmußerfolgen, ehe das betreffendeExemplar
von dem Aussteller der die StempelpflichtigkeitbegründendenWechselerklärung,
oder, wenn letztereim Auslande abgegebenist, von dem ersten inländischenJn- «

haber aus den Händengegebenwird.

Soll ein UnverstellekkesWechselduplikatohne Auslieferungeines versteuer-
ten Exemplars desselbenWechselsbezahlt oder Mangels Zahlung protestirt wer-

den- so ist die VersteUekUUgdesselbenzu bewirken, ehe die Zahlung oder Protest-
aufnahnie stattfindet.

Der Beweis des Vorhandenseinseines versteuertenWechselduplikatesoder
des Einwandes, daß die auf ein unversteuertes Exemplar gesetzteWechselerklä-
rung auf einem versteuertenDuplikate abgegebensei, oder daß bei Bezahlung
eines UUVPksteUekteUDuplikates auch ein versteuertes Exemplar ausgeliefert sei,
liegt demjenigen ob, welcher wegen unterlassener Versteuerung eines Wechsel-
exemplaks M Anspruchgenommen wird.

Z. 10.

Die Bestimmungenim Z. 9. sinden gleichmäßigauf Wechselabschriften
- AUWEZWLFUOwelchemit einem Original-Jndossamente, oder mit einer,ander.en
UrschxlftllchenWechselerklärungversehen sind. Jede solche Abschriftwird hin-
sichtlichder Besteuerungeinem Duplikate desselbenWechselsgleichgeachtet.

s. 11.

. Jst die in den Z§.6. bis 10. vorgeschriebeneBersteuerung eines Wechsels,
Ums Wechselduplikatesoder einer WechselabschriftUnterlassmiso ist der nächste-
UUdiso lange die Bersteuerung nicht bewirkt ist , auch jeder fernere inländische
nghabekverpflichtet, den Wechselzu versteuern, ehe er denselbenauf der Vorder-

P
er Ruckseiteunterzeichnet,veräußert, verpfändet,zur Zahlung präsenkirtiZah·

Ung daran empfängtoder leistet, eine Quittlmg daran setzt- Mangels Zahlung
Progestexhebenläßt oder den Wechsel nns den Händengiebt Auf die vondenVII ermannern verwirkten Strafen hat die Entrichtungder Abgabe durch einen

spaterm Inhaber keinen Einfluß.

s. 12.

Der Perwahrereines zum Accepte versandten unversteuertenWechsel-
e emplars wird, wenn er dasselbe gegen Vorlegung eines nicht versteuerten

,xem lars Oder emer nicht versteuertenKopie) desselbenWechsels ausliefert, fislk
dxe, tempelabgabevekhnstetund verfällt,wenn dieselbenicht entrichtetwird, m
die im s. 15. bestimmteStrafe.«

32. Z. 13.
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§. 13.

Die Verpflichtungzur Entrichtung der Stempelabgabewird erfüllt:

1) durch Ausstellung des Wechsels auf einem mit dem erforderlichenBundes-

stempelversehenenBlanket,
oder

2) durch Verwendung der erforderlichen Bundesstempelmarkeauf dem

Wechsel,wenn hierbei die von dem Vundesrathe erlassenenund bekannt

gemachtenVorschriften über die Art und Weise der Verwendungbeob-

achtet worden sind.
§. 14.

Stempelmarken, welche nicht in der vorgeschriebenenWeise verwendet

worden sind,werden als nicht verwendet angesehen.

§. 15.

Die Nichterfüllungder Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe
wird mit einer Geldbußebestraft, welche dem funfzigfachenBetrage der hinter-
zogenen Abgabe gleichkommt.

Diese Strafe ist besonders und
Vnz

zu entrichten von Jedem, welcher
der nach den Js. 4—12. ihm obliegenden erpflichtungzur Entrichtung der Stem-

pelabgabenicht rechtzeitiggenügthat, ingleichen von inländischenMaklern und

Unterhändlern,welchewissentlichunversteuerte Wechselverhandelt haben.
Die Verwandlung einer Geldbuße, zu deren Zahlun der Verpflichtete

unvermögendist , in eine Freiheitsstrafefindet nicht statt. uch darf zur Vei-

treibung von Geldbußenohne Zustimmung des Verurtheilten, insofern dieser ein

Jnländer ist, kein Grundstücksubhastirt werden.

s. 16.

Der Acceptanteines ge ogenen und der Aussteller eines »trockenenWechsels
können daraus, daß der WechselzurZeit der Annahme-Erklarung,beziehuns-

weise der
Aushändigun9g,mange haft gewesen sei, keinen Einwand gegen ie

gesetzlichenFolgen der ichtversteuerungdesselbenentnehmen.

-

Z. 17.

Wechselstempel-Hinterziehungen(s. 15.) verjährenin fünf Jahren, von

dem Ta e der Ausstellung des Wechsels an gerechnet. Die Verjährung wird

dur jedzeauf Verfolgung der Hinterziehunggegen den Angeschuldigtengerichtete
amt iche Handlung unterbrochen.

s. 18.

Jn Betrefs der Feststellung Untersuchungund Entscheidungder Wechsel-
stempel-Hinterziehungund der Vo,llstreckungder Strafe, sowie in

Betregtdefrra -



--197-

Strafmilderung und des Erlasses der Strafe im Gnadenwegekommen die Vor-

schriftenzur Anwendung, nach welchen sich das Verfahrenwegen Vergehen
gegen die Zollgesetze—- in den von der gemeinschaftlichenZollgrenzeausge-
schlossenenBezirkenaber das Verfahren wegen Vergehen gegen die Stempel-

e e e — be immt.
«

g stz
Die iiiiZ. 15. vorgeschriebenenGeldbußemfallendem Fiskus desjenigen

Staates zu, von dessenBehorden die Strafentscheidungerlassen ist.

Z. 19.

Jede von einer nach Z. 18. zuständigenBehörde wegen Wechselstempel-
Hinterziehung einzuleitendeUntersuchun und zu erlassende Strafentscheidung
kann auch auf diejenigen Inhaber des s echsels, welche anderen Bundesstaaten
angehören,ausgedehntwerden Die Strafvollstreckungist nöthigenfallsdurch
Requisitionder zustandigenBehördenund Beamten desStaates zu bewirken, in

dessenGebiete di»eVollstreckungsmaaßregelzur Ausführungkommen soll.
Die Behorden und Beamten der Bundesstaaten sollen sich gegenseitig

thätigund ohne Verng den verlan ten Beistand in allen gesetzlichenMaaßregeln
leisten-Welchezur Entdeckungoder estrafung der Wechselstempel-Hinterziehungen
dienlich sind.

s. 20.

Die»inden einzelnenStaaten des Bundes mit der Beaufsichtigungdes

StempelwesensbeauftragtenBehördenund Beamten haben die ihnen obliegenden
Verpflichtungenmit gleichenBefugnissen, wie sie ihnen hinsichtlichder nach den

Landesgesetzenzu entrichtendenStempelabgaben zustehen, auch hinsichtlich der
Bundes - Stempelabgabewahrzunehmen

Z. 21.

Außer den Steuerbehördenhaben alle diejeni en Staats- oder Kommunal-
hehördenund Beamten, denen eine richterlicheo er Polizeigewalt anvertraut
Ist- sowie die Notare und andere Beamte, welcheWechselprotesteausfertigen, die

Vexpflichtung,die Besteuerung der bei ihnen vorkommenden Wechsel und An-

wetsikngenvon Amtswegen zu prüfen und die zu ihrer Kenntniß kommenden

ZUWtderhfandlungengegen dieses Gesetz bei der nach Z. 18. zuständigenBehörde
zur Anzelgeu bringen. Notare, Gerichtspersonenund andere Beamte, welche
Pechfefpwteåeausfertigen, sind verbunden, sowohl in dem Proteste, als in dem

Ubkrdie Protestationetwa aufzunehmendenProtokolle ausdrücklichzu bemerken,
UUt WelchemStempel die protestirteUrkunde versehen, oder daß sie mit einem
Vundesstempelnicht versehenist.

s. 22.

Das Bundes räsidium i ermächtigt wegen der Anfertigung und des

Debjts der VUUdes empelmarkesitiund gestempeltenBlankets, sowie wegen der

VedIUgUYgM-,Untexwelchen für verdorbene Stempelmarkenund Blankets Erstats
tung zulasslgIst- dle erforderlichenAnordnungenzu erlassen.

§ 23



s. 23.

Wer unechteBundesstempelmarkenanfertigt oder echteverfälscht,imgleichen
wer wissentlichvon falschenoder gefälschtenStempelmarken Gebrauchmacht oder

sich einer dieserHandlungen in Bezug auf gestempelteBlankets (Z. 13. Nr. 1.)
schuldigmacht, hat die in den LandesgesetzenbestimmteStrafe der Fälschungdes

Stempelpapiers und, in Ermangelung besonderer Strafvorschriften über diesen
Gegenstand,die Strafe der FälschungöffentlicherUrkunden verwirkt.

Wer wissentlicheine schon einmal verwendete Stempelmarke,oder ein schon
einmal verwendetes Blanket, oder ein von einer Urkunde abgetrenntes Bundes-

stempelzeichenzu einer stempelpflichtigenUrkunde verwendet, hat, außerder Strafe
der Steuerhinterziehung,eine Geldbußevonzehn bis zweihundertThalernoder verhält-
nißmäßigeFreiheitsstrafe verwirkt. Wer wissentlicheine schon einmal verwendete

Stempelmarke oder ein verwendetes Blanket, von welchem die darauf gesetzte
Schrift wieder entfernt ist, veräußert,wird, insofern er nicht als Urheberdes im

vorhergehendenSatze vorgesehenenVersehensoder als Theilnehmer an demselben
anzusehenist, mit Geldbußevon Einem is zwanzigThalern oder verhältmßmäßiger
Gefängnißstrafebelegt.

§. 24.

Die Vorschriften dieses Gesetzeskommen gleichmäßigzur Anwendun»auf
die an Ordre lautenden Zahlungsversprechen(Billets di Ordre-) und die von auf-
leuten oder auf Kaufleute ausgestelltenAnweisungen (Assignatio-nen)jeder Art

auf Geldauszahlunen, Akkreditive und Zahlungsaufträge,gegen deren Vorzeigung
oder Auslieferung ie Zahlung geleistetwerden soll, ohneUnterschied,ob dieselben
in Form von Brieer oder in anderer Form ausgestellt werden.

Vefreit von der Stempelabgabesind:

1) die statt der Baarzahlung dienenden , auf Sicht zahlbarenPlatzanweisuw

gen
und Checks(d. i. Anweisungen auf das Guthaben des Ausstellers

ei dem die Zahlungen desselbenbesorgendenBankhause oder Geldinstitute),
wenn sie ohne Accept bleiben; andernfalls muß die Versteuerunger-

glgegyehebtderAcceptant die Platzanweisung oder den Checkaus den
an en gie .

In welchenFällen auch Anweisungen,die an einem Nachbarorte
des Ausstellungsortes zahlbar sind, den Platzanwetsungengleichgeachtet
werden sollen, bestimmt der Vundesrath nach Maaßgabeder örtlichen
Verhältnisse,·

2) Akkreditive, durch welche lediglich einer bestimmtenPerson ein nur im

Maximalbetragebegrenzter oder unbeschrankter,nach Belieben zu be-

nutzender Kreditzur Verfügunggestelltwird ,«

3) Banknoten und andere auf den Inhaber lautende , auf Sieht zahlbare
Anweisungen,welcheder Aussteller auf sichselbstausstellt.

s. 25.
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s. 25.

Die in den Staaten »desNorddeutschenBundes bestehenden Stempel-
abgaben von Wechseln,Anweisungenund diesen gleichgestelltenPapieren (Z. 24.)
werden aufgehoben.

Auch von den auf Wechseloder Anweisungen und diesen gleichgestellte
Papiere gesetztenJndossameiiten,»Giro’s und anderen Wechselerklärungen,Quä-
tungen und sonstigenauf dle Leistungenaus demWechselbezüglichenVermerken

dürfenlandesgesetzlicheStempelabgabennicht weiter erhoben werden.

Z. 26.

Subjektive Befreiungenvon der Bundesstempelabgabefinden nicht statt.
Für die Aufhebungder in den einzelnenStaaten es Biindes bestehenden

subjektivenBefreiungen von der Wechselstempelsteuer,welcheauf lästigenPrivat-
kechtstitelnberuhen-wird, insoweit dieselbennach den Landesgesetzennicht ohne
Entschädigquaufgehobenwerden können, aus der BundeskasseEntschädigun
geleistet;Sind in den der Befreiung zum Grunde liegendenVerträgen,Spezia -

privilegienund sonstigenRechtstiteln Bestimmun·en über die Art und Höhe der
Entschadthng enthalten,so behältes dabei sein gewenden

Anderenfallswird bis zum Erlöschender Befreiung dem Berechtigtender

Stempelbetrag,welchen er nach Vorschrift dieses Gesetzes entrichtet hat, auf
Grund periodischerNachweisun»aus der Bundeskasse erstattet. Die Aufstellung
Und PFUfUUgder periodischen achweisungenerfolgt nach den von dem Bundes-
rathe hierüberzu erlassendennäherenAnordnungen.

Für Stempelbeträge,deren Erstattung der Berechtigtevon anderen Theil-
Uehmern am Umlaufe des Wechsels oder von seinen Kommittenten zu fordern
hat, wird in keinem Falle aus der BundeskasseEntschädigunggewährt.

Z. 27.

. Jedem Bundesstaate wird von der jährlichenEinnahme für die in seinem
Geblete debitirten Wechselstempelinarkenund gesteinpelten Blankets bis zum
Schlussedes Jahres 1871. der Betrag von 36 Prozent, bis zum Schlusse des
Jahres 1873. der Betrag von 24 Prozent, bis zum Schlusse des Jahres 1875. -

der Betrag von 12 Prozent und von da ab dauernd der Betrag von 2 Prozentaus der Vuudeskassegewährt.
Z. 28.

Die zur Aus
«

· -- es »t«
-

wd v
Bundesrathe getroffeftilihiungdieses Gesetz no higenBestimmungen er en om

§. 29.

Dies Gesetztritt mit dem 1. Januar 1870. in Kraft.
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In Betreff aller vor diesemTage ausgestellteninländischenoder von dem

ersten inländischenInhaber aus den Händen gegebenenausländischenWechsel
»kommennoch die bisherigen landesgesetzlichenVorschriftenzur Anwendung.

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bandes - JnsiegeL .

GegebenBerlin , den 10. Juni 1869.

(I«. s.) Wilhelm

Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers.

Berlin, gedrucktin der KöniglichenGeheimenOber-Hofbuchdkuckerei
(R. v. Deckn).


